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Im April 1984, kurz nachdem die
Grünen/Alternative Liste erstmals
in den Münchner Stadtrat ge-
wählt worden waren, beantrag-
te der Autor dieser Zeilen auf der
Stadtversammlung der Grünen/
Alternativen Liste, „dass mo-
mentan weder eine Koalition
noch eine dauerhafte Zusam-
menarbeit mit der SPD ange-
strebt wird.“

Begründung: „Durch ein sofortiges
Eintreten in zielgerichtete Verhandlun-
gen wird die Chance verspielt, eine trag-
fähige Münchner Szene aufzubauen
und kommunalpolitische Identität zu
erlangen. In der derzeitigen Anfangs-
situation ist abzusehen, wie...die müh-
sam erarbeiteten Inhalte zwischen
Machtkämpfen und den vorgefunde-

BÜNDNISVERHANDLUNGEN SIND
SEISMOGRAPHEN

nen „realpolitischen“ Bedingungen in
kürzester Zeit zerrieben werden. Bei der
bisherigen Politik von einigen führen-
den SPD-Stadträten ist zu bezweifeln,
dass es auch nach dem Wahlkampf
noch inhaltliche Gemeinsamkeiten gibt.
Außerdem lässt der Erfahrungsvor-
sprung der SPD bezüglich politischer
Mauscheleien gerade in München ei-
nen völligen Ausverkauf grün/alterna-
tiver Forderungen befürchten. Anstatt
dessen...soll lediglich über ein gemein-
sames Vorgehen anhand von konkre-
ten Punkten verhandelt werden....Die

Verhandlungen sollen öffentlich und
mit einem allgemeinen Mitspracherecht
stattfinden.“
Tatsächlich haben diese Verhandlun-
gen öffentlich stattgefunden. Da die
Grün-alternativen einen neutralen Bo-
den für die Verhandlungen forderten
kam man im Hofbräuhaus zusammen.
Anwesend waren der damals mit gro-
ßer Mehrheit wiedergewählte OB Kro-
nawitter sowie die Verhandlungsdele-
gationen von SPD und Grün-Alternati-
ven – und ca. hundert grün-alternative
Basismitglieder, die misstrauisch jedes
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Wort ihrer Mandatsträger verfolgten.
Für Misstrauen war aber gar kein
Grund: Die Verhandlungsleiter Georg
Welsch und Sabine Csampai übermit-
telten den vorher festgelegten Katalog,
die SPD blickte erschüttert in die Run-
de, Kronawitter hielt einen seiner ge-
fürchteten Monologe – und dann ging
man wieder auseinander.
Es sollte aber niemand denken, die Grü-
nen hätten nicht an die Macht gewollt
- im Gegenteil. Schon das Wahlpro-
gramm 1984 war ein außergewöhnlich
kleinteiliges Regierungsprogramm. Es
war aber auch deutlich, dass mit der
damaligen SPD – von wenigen Aus-
nahmen abgesehen – keine Zusammen-
arbeit möglich war. Kronawitter hatte
mit allen Tricks und Kniffen gerade die
Parteilinke in Grund und Boden getre-
ten – und wollte auf keinen Fall die al-
ternativen politischen Wiedergänger
dieser von ihm gehassten Polit-Gene-
ration im Boot haben. Das Thema Um-
weltschutz erschien Kronawitter bereits
durch ihn abgearbeitet. Eines seiner
Lieblingszitate war: „Ich habe schon
Umweltschutz betrieben, da trugen die
Grünen Hemd und Hose noch in einem
Stück.“ Dafür fehlte Kronawitter, der die
Stadt 1977 in die Beteiligung am Kern-
kraftwerk OHU II getrieben hatte, zwar
jeder inhaltliche Beweis, aber es genüg-
te um eine mitfeixende SPD, CSU und
auch Presse hinter sich zu scharen. Nie-
mand hätte damals gedacht, dass Kro-

nawitter 1990 ein Bündnis mit den Grü-
nen eingehen würde – und dass es das
am längsten existierende rot-grüne
(rosa) Bündnis Deutschlands werden
sollte - und wenn alles so weitergeht,
am Ende der jetzigen Legislaturperiode
fast ein Vierteljahrhundert alt sein wird.
Erst die Bündnisverhandlungen der
Jahre 1990, 1996, 2002 und 2008 waren
dann ernstgemeinte Verhandlungen, die
bekanntlich jedes mal zu rot-grünen
Bündnissen – seit 1996 auch mit der
rosa Liste – führten.
Die daraus entstandenen Bündnispa-
piere, die die Fahrpläne für die jeweils
sechsjährige Amtszeit darstellen soll-
ten, haben trotz vieler Konfliktsituatio-
nen immer gehalten. Die Papiere sind
aber auch Seismographen der Stadtent-
wicklung - und der  Befindlichkeiten
von Rot-Grün.

Grün wächst -Grün wächst -Grün wächst -Grün wächst -Grün wächst -
Rot schrumpftRot schrumpftRot schrumpftRot schrumpftRot schrumpft

Sie zeigen das jeweilige Kräfteverhält-
nis zwischen SPD und Grünen sehr gut.
Während die Grünen 1984 mit sechs
StadträtInnen gewählt wurden, 1990
und danach mit 8, hat die aktuelle Frak-
tion des Jahres 2008 bereits zwölf. Die-
se Verdoppelung der Mandate gibt den
Grünen natürlich ein ganz anderes Ge-
wicht. Dies findet sich natürlich wieder
in der Umsetzung und Benennung grü-

ner Ziele und Einflussmöglichkeiten.
Der stetig steigende Einfluss der Grü-
nen machte die Verhandlungen nicht
leichter - im Gegenteil: Konnte die SPD
früher noch hoffen, dass die Grünen
nicht stärker werden würden, musste
sie jetzt zur Kenntnis nehmen, dass die
SPD wohl dauerhaft die Mehrheit in
München verloren hat – und bei jeder
Wahl noch  mehr Federn lässt.

Domestizierung undDomestizierung undDomestizierung undDomestizierung undDomestizierung und
ModernisierungModernisierungModernisierungModernisierungModernisierung

Die SPD nimmt  für sich ja gerne in An-
spruch, die Grünen „parlamentarisiert“
zu haben – und meint eigentlich „do-
mestiziert“. Die Grünen können für sich
aber in Anspruch nehmen, die SPD „mo-
dernisiert“ zu haben. Ohne die Grünen
wäre die SPD in viele Themen nie ein-
gestiegen. Vor allem bleibt den Grünen
natürlich der Verdienst, der SPD (und
nicht nur ihr) das Thema Ökologie bei-
gebracht zu haben.
Und damit können die Grünen für sich
in Anspruch nehmen, diese Stadt ver-
ändert zu haben. Viel von dem, wofür
die Grünen vor 20 Jahren höhnisch ver-
lacht wurden, ist heute längst Realität.
Als die Grünen vor zwanzig Jahren Kli-
maschutz und Mülltrennung, Energie-
sparen und Radverkehr nur in den
Mund nahmen, wurden sie belächelt
wie unmündige Kinder. Heute ist Müll-
trennung auch in München selbstver-
ständlich – womit eine zweite Müllver-
brennungsanlage verhindert wurde.
München wird mit Preisen zum Klima-
schutz überhäuft und der Radverkehr
nimmt ständig zu. Wir haben die Ob-
dachlosenpolitik genauso verändert
wie die gesamte Flüchtlings- und Mig-
rationspolitik, im Bildungsbereich sind
wir kompetente GesprächspartnerIn-
nen und ohne uns wären die Plätze in
der Innenstadt alle längst mit Videoka-
meras überzogen. Auch wenn wir nicht
alles erreicht haben – die Stadt wäre
ohne Grüne konservativer, langweiliger
und altmodischer.

Bündnispapiere sindBündnispapiere sindBündnispapiere sindBündnispapiere sindBündnispapiere sind
keine Zwangsjackenkeine Zwangsjackenkeine Zwangsjackenkeine Zwangsjackenkeine Zwangsjacken

Die Bündnispapiere haben auch des-
halb immer gehalten, weil sie gerade
nicht alles festlegten, sondern jeder
Fraktion auch Spielraum ließen und las-
sen – auch für Nachverhandlungen.

Kooperationsgespräche zwischen SPD und Grünen/ALM im April 1984. V.L.:
Klaus Hahnzog, Edith v. Welser-Ude, Hans-Günther Naumann, Georg Kro-
nawitter, halb verdeckt Dietmar Keese (alle SPD), Joachim Lorenz, Horst
Kretner (Basismitglied), Schorsch Welsch und Maya Kandler (Grüne).

BÜNDNISVERTRAGBÜNDNISVERTRAGBÜNDNISVERTRAGBÜNDNISVERTRAGBÜNDNISVERTRAG
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Hier zeigt sich aber die grundlegend
andere Herangehensweise von SPD
und Grünen an Bündnispapiere. Die
SPD würde im Grunde am liebsten nur
algemeine Absichtserklärung abgeben,
ohne groß auf Einzelheiten einzugehen.
Sie setzt darauf, mit der geballten exe-
kutiven Macht des OB  und der vielen
sozialdemokratischen Referenten und
leitenden MitarbeiterInnen  die Dinge
dann so zu lenken, wie sie es für richtig
hält. Demgegenüber wollen die Grünen
traditionell möglichst viel möglichst
kleinteilig festlegen, weil ihre Einfluss-
möglichkeiten in die Verwaltung hinein
meist deutlich geringer sind. Auch
wenn die Grünen einen Bürgermeister
stellen und zwei Referenten und einige
Grüne inzwischen auch in führenden
Positionen   sitzen: Die SPD mit ihrem
Oberbürgermeister hat ganz andere
Möglichkeiten. Deshalb sind die Grü-
nen darauf angewiesen, möglichst vie-
le Aussagen im Bündnispapier festzu-
legen. Unter diesen Umständen sind
allein schon die Umfänge der Bündnis-
papiere zwischen 20 und 25 Seiten Er-
folge der Grünen - das wissen freilich
diejenigen am besten, die sie der SPD
mal aus der Nase gezogen haben.

Postmateriell gegenPostmateriell gegenPostmateriell gegenPostmateriell gegenPostmateriell gegen
strukturkonservativstrukturkonservativstrukturkonservativstrukturkonservativstrukturkonservativ...............

Die Bündnispapiere können aber auch
als das 24jährige Aufeinanderprallen
zweier nach wie vor äußerst unter-
schiedlicher politischer Grundströmun-
gen oder Milieus gelesen werden. Die
Grünen mit ihren oft postmaterialisti-
schen Ansätzen prallen hier noch immer
auf eine im Grunde strukturkonservati-
ve und wachstumsorientierte Volkspar-
tei. Die SPD kann sich wirkliches Um-
lenken nicht vorstellen, die Grünen
durchaus. Wenn z.B. irgendwo viel Ver-
kehr ist, muss da nach der alten Logik
der SPD auch eine Straße hin – die Grü-
nen sind im Grundsatz eher der Ansicht,
dass neue Straßen meist noch mehr
Verkehr hervorbringen. Die SPD vertei-
digt jeden Parkplatz, die Grünen wür-
den schon mal welche opfern um mehr
Fahrradständer zu bekommen. Die SPD
sieht die Kompetenz für die allermeis-
ten öffentlichen Dienstleistungen bei
der Stadt oder ihren Unternehmen (also
eigentlich bei der SPD) verortet, die Grü-
nen können sich z. B. im Sozialbereich
durchaus vorstellen, dass freie Träger

mehr übernehmen. Die SPD will im
Umweltbereich umsetzen, was die Ge-
setze vorschreiben, den Grünen sind
die Gesetze angesichts des Klimawan-
dels immer zu lasch. Die SPD kommt
sicherheitspolitisch nicht aus dem
Schlagschatten der CSU heraus, weil
sie sich nicht angreifbar machen will –
während die Grünen ohne Angst seit
Jahren alternative Sicherheitskonzep-
te propagieren. Der Wert der Bündnis-
papiere liegt auch darin, zwei in eini-
gen Punkten antagonistische Bündnis-
partner zusammenzubinden.

ParallelweltenParallelweltenParallelweltenParallelweltenParallelwelten
Das funktioniert nur, weil im Bündnis
natürlich auch eine Arbeitsteilung
stattfindet. Die SPD kommt nicht aus
ohne große Bekenntnisse zum Wirt-
schaftswachstum, die Grünen kommen
nicht aus ohne große Bekenntnisse zur
Nachhaltigkeit und zur Ökologie. Die
SPD kommt nicht aus ohne Lob der re-
pressiven Sicherheitspolitik, die Grü-
nen nicht ohne Hinweis auf die Bür-
gerrechte. Und so findet sich in den
Papieren immer beides – wenn auch die
Stärkung der Grünen die Gewichtungen
im Laufe der Jahre zugunsten grüner
Inhalte verschoben hat. Mit der Auf-
listung der Parallelwelten im Bündnis-
papier wird zwar sicherlich einiges be-
wusst in der Schwebe gelassen,
andererseits sind diese Widersprüche
notwendig, damit beide Bündnispart-
ner ihre Identität wahren können. Und
was im konkreten Einzelfall obsiegt, ob
Ökologie oder Vermarktungsziele, dass
wird damit auf die Alltagsarbeit verlegt.
Nach den Mühen der Berge folgen
immer die Mühen der Ebenen.

KeinKeinKeinKeinKein Ausverkauf durchAusverkauf durchAusverkauf durchAusverkauf durchAusverkauf durch
GlobalisierungGlobalisierungGlobalisierungGlobalisierungGlobalisierung

Andererseits zieht sich ein gemeinsa-
mer Grundkonsens durch die Bündnis-
papiere, der immer bedeutsamer gewor-
den ist: München soll auch in Zeiten
der Globalisierung nicht ausverkauft
werden. Nur die Tatsache, dass noch
alle kommunalen Betriebe in städtischer
Hand sind, garantiert uns und auch der
nächsten Generation die Einflussnah-
me auf die Geschäftspolitik dieser Un-
ternehmen – seien es die Stadtwerke,
die Wohnungsbaugesellschaften, die
Altenheime oder die Kliniken. Der

BÜNDNISVERTRAGBÜNDNISVERTRAGBÜNDNISVERTRAGBÜNDNISVERTRAGBÜNDNISVERTRAG

Liebe Leserinnen und Leser,

fester saß Rot-Grün nie im Sattel als
seit der vergangenen Kommunal-
wahl in München. 18 Jahre regie-
ren SPD und Grüne nun schon hier,
den nächsten sechs stehen, so weit
man das überblicken kann, keine
all zu großen Konflikte im Weg. Die
politische Stabilität der bayerischen
Landeshauptstadt beginnt, mit um-
gekehrten Vorzeichen, an die Ver-
hältnisse im Freistaat zu erinnern.
Der Oberbürgermeister begeht im
Herbst sein 15. Dienstjubiläum, die
Jubelfete für „25 Jahre Grüne im
Stadtrat“ ist für kommendes Jahr im
Terminkalender eingetragen, und
2010 werden wir „20 Jahre rot-grü-
ne Zusammenarbeit im Rathaus“ fei-
ern  - die meisten davon mit rosa.
Kommt da irgendwo Langeweile
auf? Immer das Gleiche? Und ewig
grüßt das rot-grüne Murmeltier?
Die erneut gesunkene Wahlbeteili-
gung zeigt, dass die Wähler nicht
mehr allzu interessant zu finden
scheinen, was der Stadtrat im Rat-
haus so treibt - und das, obwohl mit
Christian Ude ein professioneller
Entertainer an der Spitze der Stadt
steht.
Die Grünen haben zwar auch in
absoluten Zahlen Stimmen hinzuge-
wonnen, müssen sich aber trotz al-
ler Zufriedenheit mit dem Wahler-
gebnis ein paar Gedanken machen.
Der Altersdurchschnitt der Frakti-
on wird in sechs Jahren über 50 lie-
gen. In dieser Periode müssen also
die Weichen für eine Verjüngung
gestellt werden, wenn wir nicht ver-
greisen wollen.
Darüber hinaus ist es an der Zeit,
neue Wege zu erproben, um die Po-
litik wieder näher an die Bürger-
innen und Bürger  heranzubringen.
In einer Zeit, in der Parteien immer
weniger in der Lage sind, Vertrau-
en zu gewinnen und Interessen zu
bündeln und zu vertreten, ist die
Stärkung der direkten Demokratie
der Königsweg um der Politik neue
Legitimation zu verleihen und das
demokratische System insgesamt zu
verjüngen.

Markus Viellvoye
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Grundkonsens geht hier aber deutlich
weiter: Die Bündnispartner betrachten
rot-grün als Gegenmodell zu den Zu-
mutungen der Globalisierungen: Man
ist sich einig, gegen die Herabsenkung
sozialer und ökologischer Standards zu
kämpfen, das Stadtbild auch gegen
Heischreckeneinfälle zu verteidigen
und notwendige Modernisierungen so
zu lenken, dass sie keinen Bruch mit
Münchner Traditionen darstellen.
Das Entscheidende an Bündnispapie-
ren ist in vielen Punkten, dass sie er-
stellt wurden: Die Diskussionen zwi-
schen SPD und Grünen/rl haben auch
immer wieder Konfliktlinien geklärt, an
denen sich die Politik der nächsten
sechs Jahre orientiert hat. Das meiste,
was an Alltagspolitik auf die Bündnis-
partner im Rathaus zukommt, ist
ohnehin nicht im Bündnispapier gere-
gelt – kann es auch nicht sein, weil nie-
mand weiß, wie in vier oder fünf Jahren
soziale Problemlagen aussehen werden
oder welche Probleme eine Schule, ein
Kindergarten oder ein Sozialbürgerhaus
haben wird. Bündnispapiere sind wich-
tig für große Konfliktlinien – für die klei-
nen Konflikte muss die Alltagsbewälti-
gung der Fraktionen reichen.
Wenn man sich die Bündnisverhand-
lungen der letzten 24 Jahre anschaut,
ist natürlich interessant, welche Trends
sich denn für 2014 abzeichnen. Was

werden die Bündnisverhandlungen des
Jahres 2014 bringen? Mit Prognosen
über einen solchen Zeitraum sollte man
natürlich vorsichtig sein. Aber...:
Die Grünen haben einen Trend der
Stadtgesellschaft auf ihrer Seite. Ihre
politischen Wählermilieus nehmen eher
zu als ab. Und es ist den Grünen bisher
ganz gut gelungen, diese WählerInnen
an sich zu binden. Auch bei der Kom-
munalwahl im März diesen Jahres ha-
ben die Grünen zugelegt – und nur
wenig an die Linke verloren. Es gelang
den Grünen auch, keine Proteststim-
mung entstehen zu lassen. Dies bedeu-
tet viel Zusammenarbeit mit Gruppen
und Initiativen, um dies auch weiterhin
zu gewährleisten. Wenn die Grünen hier
viel richtig und nur wenig falsch ma-
chen, dürfte ihr Wähleranteil eher noch
steigen als abnehmen.

Die Grünen - eineDie Grünen - eineDie Grünen - eineDie Grünen - eineDie Grünen - eine
VVVVVolksparteiolksparteiolksparteiolksparteiolkspartei

Das sind gute Aussichten für die Wahl
2014. Die Grünen haben sich auch
längst – nicht von der Zahl ihrer Mit-
glieder her, aber von der Ausrichtung
auf alle Themenfelder der Stadtgesell-
schaft - zu einer Volkspartei gemausert.
Wenn deutlicher wird, das wir alle The-
men bearbeiten, die den MünchnerIn-
nen unter den Nägeln brennen, kön-

nen wir dieses Image noch ausbauen.
Hier dürfen wir uns nicht auf   Ökologie
reduzieren lassen oder uns selbst re-
duzieren.
Zur SPD: Es ist derzeit nicht zu erken-
nen, wie die SPD ohne Ude agieren will.
Der eloquente OB-Superstar hat es
bisher bravourös geschafft, alle Schwä-
chen der SPD zu überstrahlen. Was aber
bleibt übrig, wenn Ude im Laufe der
nächsten Jahre zum Elder Statesman
wird? Wird die SPD einen Nachfolger
finden, der für das rot-grüne Projekt
steht? Gerade diesen Punkt werden wir
mit großem Interesse verfolgen müs-
sen: Die Auswahl von Udes Nachfol-
ger wird etwas aussagen über die Aus-
richtung der Partei für den Wahlkampf
2014 und darüber hinaus.
Und das führt zur CSU. Die CSU war
bisher ebenfalls ein Garant für rot-grün.
Mit dieser CSU konnte und kann kei-
ner. Leute wie Gauweiler, Uhl,  Bletscha-
cher, Pfundstein, Podiuk haben rot-grün
fest zusammengeschweißt – fester als
ihnen lieb sein konnte.

CSU: Großstadt- oderCSU: Großstadt- oderCSU: Großstadt- oderCSU: Großstadt- oderCSU: Großstadt- oder
Dorfpartei?Dorfpartei?Dorfpartei?Dorfpartei?Dorfpartei?

Die CSU hat ihr Dilemma erkannt. Als
Großstadtpartei  ist sie nicht wahrnehm-
bar ist, weil sie um ihre Stammwähler zu
befriedigen eher an Politik für eine dörf-
liche Gemeinschaft anknüpft. Derzeit
versucht die CSU alle Altlasten über
Bord zu werfen. Sie stimmt Straßenbah-
nen genauso zu wie einem Denkmal für
Kurt Eisner. Wenn es der CSU gelänge,
ihre Altlasten über Bord zu werfen, ih-
ren derzeitigen Spitzenkandidaten
Schmid entgegen ihrer Tradition nicht
nach kurzer Zeit abzusägen und sich
eine liberal-konservative Ausrichtung
zu geben, könnten die Bündnisver-
handlungen 2014 spannend werden.
Die CSU will endlich wieder Bündnis-
partner werden und tut alles dafür –
mal sehen wie die SPD sich aufstellt.
Denn genau da werden die Weichen
für die nächsten Bündnisverhandlun-
gen gestellt. Öffnet sich nach der Ver-
wandlung der Münchner CSU in eine
Großstadtpartei die SPD potentiell auch
nach rechts – oder tut sie das nicht?
Wenn sie es tut, werden die Grünen viel
zu diskutieren haben.

Siegfried Benker

Die Unterzeichnung des neuen rotgrünen Bündnisnvertrags am 29.04. 08 im
Kleinen Rathaussaal. Von links: Christine Strobl, Brigitte Meier, Alexander
Reissl, Christian Ude, Helmut Schmid, Franz Maget (alle SPD) und die grün-
rosa Delegation Hep Monatzeder, Anke Wittmann, Lydia Dietrich, Siegfried
Benker, Thomas Niederbühl und Flo Vogel.

BÜNDNISVERTRAGBÜNDNISVERTRAGBÜNDNISVERTRAGBÜNDNISVERTRAGBÜNDNISVERTRAG
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Nach unserem grandiosen Wahl-
sieg waren die Ziele im Umwelt-
und Klimaschutz für die
Koalitionsverhandlungen hoch
gesteckt. Passivhausstandard für
Neubauten und Sanierungen, 30
% erneuerbare Energien bis 2020
und die Verlagerung des flächen-
haften Naturschutzes  ins RGU
waren nur einige unserer ambi-
tionierten Forderungen.

Wahrscheinlich doch etwas viel das
Ganze, denn die SPD erwies sich als
zäher Brocken. Was herausgekommen
ist, kann sich trotzdem sehen lassen:
Nicht der große Wurf, aber in vielen
Punkten ein deutlicher Schritt nach
vorne und eine gute Basis für die Ar-
beit der nächsten sechs Jahre.
Das Wichtigste im Einzelnen:
München wird endlich ein CO

2
-Redu-

zierungsziel von 50% bis 2030 in Fünf-
jahresschritten beschließen. Da-
mit haben die Referate die Pflicht,
endlich Maßnahmen umzusetzen
und sie nicht immer wieder auf die
nächsten Jahre zu verschieben.

FörderungFörderungFörderungFörderungFörderung
Erneuerbarer EnergienErneuerbarer EnergienErneuerbarer EnergienErneuerbarer EnergienErneuerbarer Energien
Im rot-grünen Bündnis bestand
Einigkeit darüber, dass die Stadt-
werke auf dem richtigen Weg
sind. Der Ausbau der Kraft-Wär-
mekopplung, der Ausstieg aus der
Atomkraft und die stärkere Nutzung
Erneuerbarer Energien sind neben der
Energieeinsparung die Säulen der städ-
tischen Energiepolitik.
Das Bündnis strebt an, den Anteil der
Erneuerbaren Energien an der Eigen-
stromerzeugung schon vor 2020 auf 20
% zu steigern - ein angesichts der ste-
tig steigenden Bedeutung der regene-
rativen Energien für die SWM realisti-
sches Ziel., das den Wunsch nach deut-
licher Beschleunigung bei der Erhö-
hung des Anteils Erneuerbarer Energi-
en ausdrückt.
Neu ist das Bekenntnis auch bei der
Wärmeversorgung stärker auf Erneu-
erbare Energien zu setzen - vor allem
auf Geothermie, da diese in München
gut erschlossen werden kann. Auch

werden sich die Stadtwerke mehr zum
Energiedienstleister wandeln, denn sie
müssen das Energieeinsparcontracting
ausbauen.
Einen eventuellen Ersatz für den bereits
zugestandenen Leistungsanteil am
Kohlekraftwerk Herne wird es nicht ge-
ben. Da Herne angesichts der stark ge-
stiegenen Kosten wahrscheinlich nie
gebaut wird, ist damit wohl der Schluss-
strich unter das Thema Kohle gezogen.

Energiesparendes BauenEnergiesparendes BauenEnergiesparendes BauenEnergiesparendes BauenEnergiesparendes Bauen
und Sanierenund Sanierenund Sanierenund Sanierenund Sanieren

Unsere Ambitionen waren hoch, sehr
hoch: Passivhausstandard für alle Neu-
bauten und Sanierungen – doch damit
bissen wir bei der SPD auf Granit. „Un-
bezahlbar“ war das Credo, das sich auf
eine Modellrechnung einer Wohnungs-
baugesellschaft stützte. Außerdem
wurde bei der SPD ein verbreitetes

Unbehagen über die Wohnqualität von
Passivhäusern (- und das auch noch
im geförderten Wohnungsbau!) sicht-
bar. Vorurteile und einseitige Kosten-
darstellungen schwappten uns
entgegen, die angesichts der chaoti-
schen Vorbereitung der SPD und der
autoritären Verhandlungsführung auch
mit besten Argumenten nicht aufzubre-
chen waren.
Der Kompromiss: Jährlich 6 Mio • mehr
für das Förderprogramm Energieein-
sparung (insgesamt jetzt 10 Mio • pro
Jahr) und das gemeinsame Bekenntnis,
bei allen städtischen Neubaumaßnah-
men und Sanierungen die geltende En-
ergieeinsparverordnung um mindes-
tens 30 % zu unterschreiten. Dies gilt
auch für die städtischen Gesellschaf-
ten und beim Verkauf städtischer

Grundstücke.
Nachdem der Begriff „Passivhausstan-
dard“ sich für die SPD zum Reizwort
entwickelt hat, sind wir froh, dass bei
allen neuen Siedlungsgebieten der Pas-
sivhausstandard zumindest untersucht
wird.

Natur- undNatur- undNatur- undNatur- undNatur- und
LandschaftsschutzLandschaftsschutzLandschaftsschutzLandschaftsschutzLandschaftsschutz

Der Naturschutz ist in den letzten Jah-
ren im zuständigen Planungsreferat arg
vernachlässigt worden.  Neben dem
Baumschutz ist in den letzten Jahren
fast nichts passiert. Das für Natur-
schutz eingestellte Personal wurde für
andere Arbeiten eingesetzt - eine Situ-
ation, die ohne Mitwirken der SPD nicht
zu ändern war. Deshalb ist es ein Er-
folg, dass der Naturschutz jetzt perso-
nell gestärkt werden soll - sowohl im
Planungsreferat als auch im RGU. Au-

ßerdem wird die Grün-
dung eines Landschafts-
pflegeverbands ange-
strebt. Die Basis dafür bil-
det ein Beschluss im Mai
diesen Jahres, den wir
schwer erkämpft haben:
Die Gründung eines refe-
ratsübergreifenden Fo-
rums für Naturschutz,
dass die Tätigkeiten der
einzelnen Referate jetzt
endlich vernetzen und ge-

meinsam den Natur- Arten- und Bio-
topschutz in München vorantreiben
wird.
Auch die ehrenamtlichen Naturschutz-
beauftragten, bisher aus Kostengrün-
den stets abgelehnt, wurden uns nun
endlich zugestanden. Sie sollen Be-
wusstsein für die Bedeutung der Na-
turschutzgebiete in der Stadt schaffen
und die Einhaltung der Schutzregeln
gewährleisten.
Daneben soll auch der Anteil der ver-
siegelten Flächen in neuen Siedlungs-
gebieten reduziert werden, die Umset-
zung der Ausgleichsflächen besser
kontrolliert werden und weitere Öko-
konten aufgebaut werden.

Sabine Krieger

Hochgepokert und weich gefallenHochgepokert und weich gefallenHochgepokert und weich gefallenHochgepokert und weich gefallenHochgepokert und weich gefallen

IN KLEINEN SCHRITTEN ZUM KLIMASCHUTZ

DER BÜNDNISVERTRAG
zwischen den Grünen, der SPD und der  rosa liste wur-
de am 28.4 von der Mitgliederversammlung der Münch-
ner Grünen gebilligt und am 29.4 von den Vertragspar-
teien unterzeichnet. In voller Länge ist er von unserer
Website www.gruene-muenchen-stadtrat.de abrufbar.
Auf den folgenden Seiten bieten wir einen Überblick
üer die wichtigsten Errungenschaften - aber auch über
einige Konflikte, die der Vertrag nicht aus derWelt schaf-
fen konnte.

BÜNDNISVERTRAGBÜNDNISVERTRAGBÜNDNISVERTRAGBÜNDNISVERTRAGBÜNDNISVERTRAG
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Die grünen Aktivitäten des
vergangenen Jahres zur Renais-
sance des öffentlichen Raumes
haben Früchte getragen. Wir
konnten einige Ziele zur Aufwer-
tung und Rückeroberung von
Straßen und Plätzen im Bündnis-
papier verankern.

Das Bündnis will ein Platzprogramm ins
Leben rufen, um mehr urbane Räume
zu schaffen, die zum Verweilen einla-
den. Allen voran soll der Harras ent-
sprechend dem Wettbewerbsergebnis
aus dem vergangenen Jahr umgestal-
tet werden. Der Start für die detaillierte
Planung wurde im Bauausschuss vom
24.6.08 schon erteilt. Weitere Plätze sol-
len folgen. Auch die Aufwertung des
Tals und der Sendlinger Straße im Zu-
sammenhang mit der Nachnutzung des
SZ-Areals stehen zeitnah auf der Agen-
da.

Brücken bauenBrücken bauenBrücken bauenBrücken bauenBrücken bauen
Einige wichtige Fuß- und Radwegebe-
ziehungen sind durch Barrieren wie
große Straßen, Gleisanlagen oder auch
die Isar unterbrochen. Wenn keine
ebenerdige Querungsmöglichkeiten
geschaffen werden können (die haben
natürlich Vorrang), sollen Brücken die
Verbindung schaffen. Das Bündnis
möchte in den kommenden Jahren die
Isarquerungen Klenzesteg und Brau-
nauer Eisenbahnbrücke, die Verlänge-
rung der Pasinger Promenade über die
Offenbachstraße und die Eisenbahn-

PLATZ DA!
querung östlich der Donnersberger
Brücke realisieren. Ebenso soll die Fuß-
gängerquerung des Altstadtrings auf
Höhe der Pinakothek der Moderne/
Markusforum verbessert werden. Da-
mit hat der Antrag der Grünen-rosa lis-
te vom 7.2.08, der gerade vom Pla-
nungsreferat bearbeitet wird, politi-
schen Rückenwind bekommen.
Die zeitweise Sperrung von Straßen  für
andere Nutzungen ist für die Grünen-
rosa liste ein sehr wichtiger Baustein
im Paket zur Renaissance der öffentli-
chen Räume. Ohne große Umbauten –
und damit ohne viel Geld und ohne
langjährige Konflikte um den knappen
Raum - kann je nach örtlichem Bedarf
Platz geschaffen werden. Das Spektrum
reicht vom Samstagmarkt auf der Goe-
thestraße, sommerlichen Mittagsti-
schen im Univiertel, Bladerouten am
Wochenende oder Spiel- und Flanier-
räumen am Wochenende in den dicht
bebauten Stadtvierteln bis hin zu re-
gelmäßigen Straßenfesten. Was in an-
deren Ländern wie Frankreich und Ita-
lien selbstverständlich ist, scheitert in
Deutschland noch an der Bürokratie.
Wenn sich die grün-rosa Fraktion auch
mehr Mut gewünscht hätte, so konn-
ten wir im Bündnispapier zumindest das
Ziel definieren, die Genehmigungsver-
fahren für Straßenfeste oder Märkte zu
vereinfachen. Außerdem soll zumindest
geprüft werden, ob es Möglichkeiten
gibt, Straßen regelmäßig temporär um-
zuwidmen.

Fußverkehr findet mehrFußverkehr findet mehrFußverkehr findet mehrFußverkehr findet mehrFußverkehr findet mehr
BeachtungBeachtungBeachtungBeachtungBeachtung

Wenn die Aussagen im Bündnispapier
auch relativ allgemeiner Art sind, so ist
es doch ein Novum und nicht zu unter-
schätzen, dass der Fußverkehr und das
Thema Verkehrsberuhigung Eingang in
ein Bündnispapier finden. Immerhin
wird über ein Viertel aller Wege in Mün-
chen zu Fuß zurückgelegt. Fußgänger-
freundliche Stadtviertel sind wesentli-
che Voraussetzung für ein Alten- und
Familien-gerechtes Wohnumfeld. Die
Grünen-rosa liste werden sich in den
nächsten Jahren dafür einsetzen, dass
die Ziele aus dem Bündnispapier kon-
kretisiert werden.

Alexandra Weiß

VERDREIFACHUNG DER
RADVERKEHRSPAUSCHALE

Auch die Förderung des Radverkehrs
steht für die Grünen auf der Habensei-
te des Bündnispapiers: 3 Mio. • mehr
pro Jahr für die Radverkehrspauscha-
le, die sich damit auf 4,5 Mio. im Jahr
addiert.
Mit der verdreifachten jährlichen Pau-
schale werden nicht nur  Radwege aus-
gebaut (incl. der neuen Beschilderung),
sondern auch neue und bessere Fahr-
radabstellmöglichkeiten an MVV- Hal-
tepunkten und im öffentlichen Straßen-
raum bei hohem Fahrradparkdruck. Am
Pasinger Bahnhof, am Hauptbahnhof
und am Ostbahnhof werden leistungs-
fähige Fahrradservicestationen einge-
richtet. Aus der Pauschale werden in
der Stadtverwaltung auch neue Stellen
für den Radverkehr geschaffen, um die
Maßnahmen zu planen und zu realisie-
ren. Zur Förderung des Radverkehrs
und Erhöhung der Sicherheit wird au-
ßerdem eine Fahrradmarketingkampa-
gne entwickelt.
Ziel ist es, den Anteil des Radverkehrs
von gegenwärtig 10 %auf 15 – 20 % zu
steigern.  Dies wäre ein direkter Beitrag
zum Klimaschutz: Bei einer Verringe-
rung der PKW-Fahrten bis 6 km um 30
% könnten 7% des Kraftstoffs im
PKW-Verkehr eingespart werden.

RENAISSANCE DER TRAM

Konkret festgeschrieben hat das Bünd-
nispapier auch den Ausbau des Stra-
ßenbahnnetzes. Folgende Linien sol-
len in der neuen Amtsperiode gebaut
bzw. verlängert werden:

Tram-Westtangente zwischen
Romanplatz und Aidenbachstraße

Verlängerung der Linie 19-West
von Pasing Marienplatz bis Pasing
Bahnhof

Verlängerung der Linie 17 oder
18-Ost  nach St. Emmeram.

Darüber hinaus werden weitere Tram-
bahnprojekte geplant – z.B. die Tram-
Nordtangente, für die eine „innovative
Fahrzeugtechnologie“ entwickelt wer-
den soll, denn durch den Englischen
Garten müsste sie mit Batterieantrieb
fahren.
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Einer der Erfolge, die wir in den
Koalitionsverhandlungen erzie-
len  konnten, ist die erklärte Ab-
sicht, die Kinderbetreuung in
München unter einem organisa-
torischen Dach zusammenzufas-
sen - ein seit langem von den
Grünen gehegter Plan.

Damit soll endlich die nicht mehr nach-
vollziehbare Aufteilung in unter Drei-
jährige ins Jugendamt (=Sozialreferat)
und über Dreijährige ins Schulreferat
beendet werden. Das ist vor allem des-
wegen sinnvoll, weil diese Altersbe-
grenzung nur noch auf dem Papier be-
steht, in beiden Referate jedoch längst
alle Altersgruppen betreut werden.
Zu klären ist jetzt also die Frage, in
welchem Referat die komplette Kinder-
betreuung künftig angesiedelt wird.
Der Bündnisvertrag sieht vor, dass
darüber „unter Einbeziehung der Fach-
öffentlichkeit und der Belegschaft ein-
vernehmlich entschieden“ wird. Doch
während wir Grüne diese Vereinbarung
ernstgenommen und zunächst eine er-
gebnisoffene Diskussion angestrebt
haben, war die Entscheidung in der
SPD– zumindest für einige besonders
profilorientierte Stadträtinnen - offen-
kundig schon gefallen: Die Tinte der
Unterschriften unter dem Vertrag war
noch nicht ganz trocken, als die SPD
mit der Forderung an die Presse ging,
dass die Kindertagesbetreuung kom-
plett ins Schulreferat muss.

Alles ins Schulreferat?Alles ins Schulreferat?Alles ins Schulreferat?Alles ins Schulreferat?Alles ins Schulreferat?
Doch „alles ins Schulreferat“ ist in mei-
nen Augen die schlechteste Lösung:
Unser Schulsystem ist in den letzten
Jahren immer mehr in Kritik geraten. Alle
Untersuchungen zeigen, dass es auf
Selektion und Ausgrenzung angelegt
ist und nicht auf Förderung und Unter-
stützung. Ist es vernünftig, dieses Sys-
tem jetzt – als Lösung aller Probleme –
auf immer jüngere Kinder anzuwenden?
Unterstützt von medizinischen Unter-
suchungen soll immer früher mit der
sogenannten Bildung angefangen wer-
den. Übergreifend arbeitende Hirnlap-
pen und Lernfenster werden zur Grund-
lage frühkindlicher Förderung.

Um Missverständnissen vorzubeugen:
auch ich bin der Überzeugung, dass
gerade kleine Kinder besonders gut ler-
nen können. Doch wenn heute bereits
6 jährige eindeutig unter Stress leiden,
dann läuft etwas falsch. In einem Film-
bericht über Englischkurse für Zweijäh-
rige und Geigenstunden für Dreijähri-
ge wurde zum Schluss ein etwa 7 jähri-
ger Junge präsentiert, der erst mit Be-
geisterung erzählte, was er alles mache
– Gitarre und Schwimmen, Rhythmik
und Gymnastik. Am Ende meinte er aber
dann, dass es schon schön wäre, wenn
er auch mal einfach mit einem Freund
spielen könnte. Das ist der falsche An-
satz von Bildung.
Jedes gesunde Kind will lernen und tut
dies permanent. Unsere Aufgabe ist es,
den Kindern Möglichkeiten zu bieten.
Sie müssen mit anderen Kindern ge-
meinsam lernen, sich in einer Gruppe
einzubringen und sich zu behaupten,
Rücksicht zu nehmen auf Schwächere,
„Nein“ zu sagen aber auch mal „Ja“.
Vor allem müssen sie viel Zeit und Raum
haben, um sich selbst zu erfahren, zu
spielen, Fehler zu machen und sie ei-
genständig – natürlich immer im siche-
ren Kontext einer Beziehung zu einem
Erwachsenen - wieder zu heilen. Um die
schulische Zukunft von Kindern, die
sich zu selbständig denkenden und
handelnden Wesen entwickelt haben,
ist mir nicht bange.
Im Kinder- und Jugendhilfegesetz ist
verankert, dass die Jugendhilfe ist zu-
ständig für Betreuung, Erziehung und
Bildung. Eigentlich arbeiten wir in
München schon immer am Rande der
Illegalität: alle Entscheidungen über  die
Kindergärten hätten eigentlich im Kin-
der- und Jugendhilfeausschuss statt im
Schulausschuss behandelt werden
müssen. Jetzt ist die Gelegenheit die-
sen Fehler zu beheben.
Unser Bildungsbegriff muss umfassen-
der sein als das, was Schule heute bie-
tet. Wenn wir von Ganztagsschule re-
den, dann wollen wir nicht einfach mehr
konventionellen Frontalunterricht,
sondern neue Möglichkeiten in der
Pädagogik, mehr Platz zur eigenständi-
gen Entwicklung von Kindern, mehr
Begreifen im wahrsten Sinne des Wor-
tes als Belehrung. Wenn außerschuli-

sche Bildung Einzug in Schule hält,
dann sind wir auf dem richtigen Weg.
Unsere Vorstellung, die Kinderbetreu-
ung in einem Eigenbetrieb, ist bei vie-
len auf Unverständnis gestoßen, denn
mit Eigenbetrieben wird wirtschaftli-
ches Handeln und Profitorientierung
verbunden - was nicht so recht zu den
Bedürfnissen eines Kindergartens  pas-
sen will. Doch gesetzlich ist nur fest-
gelegt, welche Rechte Eigenbetriebe
haben und wie sie in die kommunale
Landschaft eingebettet sein müssen.
Eine wirtschaftliche Ausrichtung ist
nicht vorgeschrieben. Wir erwarten uns
von einem Eigenbetrieb, dass er einen
echten Neuanfang bietet und alle posi-
tiven Merkmale, die es ja in den Fach-
abteilungen beider Referate eindeutig
gibt, eingebracht werden können. Die-
ser Eigenbetrieb müsste in der Logik
meines vorherigen Textes natürlich beim
Jugendamt angesiedelt sein. Bei der
Schaffung eines Eigenbetriebs gibt es
weder Gewinner noch Verlierer, sondern
nur echte Partner, die ihr Know How
einbringen können.
Ich hoffe, dass wir mit der SPD und mit
allen Betroffenen sachliche Diskussio-
nen führen können und zu einem Er-
gebnis kommen, das den hohen An-
sprüchen gerecht wird, die wir an die
Qualität in Kindertagesstätten in Mün-
chen stellen.

Jutta Koller

BILDUNG = SCHULE???
oder: Woder: Woder: Woder: Woder: Warum die Kindertagesbetreuung ins Jugendamt muss!arum die Kindertagesbetreuung ins Jugendamt muss!arum die Kindertagesbetreuung ins Jugendamt muss!arum die Kindertagesbetreuung ins Jugendamt muss!arum die Kindertagesbetreuung ins Jugendamt muss!

Zur geplanten Olympiabewerbung
2018 hält der Bündnisvertrag nur
bereits bekannte und beschlossene
Rahmenbedingungen fest: „...die
konsequente Orientierung an den
Erfordernissen des Naturschutzes
und der Nachhaltigkeit“ und der
Vorsatz die Spiele „als ökologische
und nachhaltige Winterspiele“ zu
planen.
Bleibt abzuwarten, wie die Planung
diese Ziele konkret umsetzt. Mehr
dazu in der nächsten Mamba.
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Die neue rot-grüne Koalition hat in ih-
rem Bündnisvertrag – zwar recht ver-
steckt in nur wenigen Zeilen – ein klei-
nes Stück Stadtgeschichte geschrie-
ben: Die Koalition beschloss, eine
„Stelle für internationale Angelegenhei-
ten“ einzurichten, die  - beim 3. Bürger-
meister angesiedelt - für die Koordina-
tion und Betreuung der kommunalen
Entwicklungszusammenarbeit zustän-
dig ist.
Den inoffiziellen Titel „Bürgermeister
für Internationales“ habe ich ja schon
seit langem. Fast alle Anfragen und Pro-
jekte zur kommunalen Entwicklungszu-
sammenarbeit liefen auch schon bisher
über meinen Schreibtisch. Die „Städte-
partnerschaft mit Harare“ wird in mei-
nem Büro koordiniert, ebenso Kata-
strophenhilfe-Projekte wie die „Flutop-
ferhilfe für Batticaloa“ und themenbe-
zogene Projektpartnerschaften wie die
„Klimabündnis-Partnerschaft mit den
Ashaninka“.  Auch die Beteiligung an
internationalen Initiativen wird meist
über mein Büro gesteuert.

Mit der Einrichtung der Stelle
will die Landeshauptstadt
München der zunehmenden
Bedeutung von kommunaler
Entwicklungszusammenarbeit
– vor zehn Jahren noch ein „grü-
nes Randthema“ - Rechnung
tragen. Inzwischen haben auch
die staatlichen Stellen erkannt,
wie wertvoll die Entwicklungs-
partnerschaften der Kommu-
nen sind – das Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung
stellt den Kommunen heute
sogar eine eigene Beratungs-
stelle zur Verfügung, die „Ser-
vicestelle Kommunen in der Ei-
nen Welt“.
Die „Stelle für internationale Angele-
genheiten“ wird mit den nationalen und
internationalen Organisationen und
Akteuren kooperieren. Sie wird das sehr
begrüßenswerte und wachsende Enga-
gement der Münchner Bürgerschaft
aufgreifen und unterstützen. Sie wird

die entsprechenden Aktivitäten der
Referate steuern und die gemeinsame
Öffentlichkeitsarbeit koordinieren. Und
sie kann viele spannende Projekte,
Kampagnen und Initiativen umsetzen,
die mit der bisherigen Personalausstat-
tung nicht machbar waren.

Hep Monatzeder

NEU IN MÜNCHEN:
DIE STELLE FÜR KOMMUNALE ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT

MÜNCHEN GOES EUROPA –
GRÜN MACHT‘S MÖGLICH!

Nach fünfjährigem Kampf gegen die Ignoranz der SPD haben wir endlich ge-
schafft, was andere bundesdeutsche Städte längst praktizieren: die Bündelung
der Europapolitik in einer neu zu schaffenden Organisationseinheit. Im Wort-
laut des Koalitionsvertrags:
„Im Referat für Arbeit und Wirtschaft wird eine Organisationseinheit für Euro-
paangelegenheit aufgebaut, in der die Themenfelder Grundsatzfragen, Europa-
recht, Europäische Fördermittel zusammengefasst werden. Die bildungs-, sozi-
al-, umwelt- und arbeitsmarktpolitischen Projekte im Rahmen der europäischen
Förderlandschaft werden in der neuen Organisationseinheit koordiniert.“
Zwar hatten wir schon in den letzten 5 Jahren zahlreiche Initiativen gestartet,
um die europäische Förderlandschaft für München zu nutzen (siehe dazu den
Artikel der Mamba Nr. 97). Doch bisher war die SPD von der Notwendigkeit
und der Bedeutung einer Ausweitung und der strukturellen Verankerung euro-
päischer Projekte nicht zu überzeugen. Frei nach dem Motto: das brauchen wir
nicht – „mir san mir“ - wurden unsere Initiativen immer wieder abgeschmettert.
Doch die kommunale Daseinsvorsorge wird mittlerweile in weiten Teilen von
europäischem Recht bestimmt. Da ist es von zentraler Bedeutung, in der Ver-
waltung eine Organisationseinheit zu haben, die aufmerksam alle Entwicklun-
gen in Brüssel verfolgt, bereits im Vorfeld von Ministerrats- und Kommissions-
entscheidungen deren Auswirkungen auf München einschätzen kann und die
Rechtsprechung des EuGH oder deutscher Verwaltungsgerichte aufgrund eu-
ropäischer Richtlinien beobachtet. Dies alles soll nun in der neuen Organisati-
onseinheit  gebündelt werden, bei deren Aufbau wir auch ein großes und
ernstes Wort mitreden werden.

Lydia Dietrich

Neu im Koalitionsvertrag ist auch der
Vorsatz, die Finanzierung des Heroin-
programms mit der bisherigen Teilneh-
merzahl weiterzuführen – und zwar un-
abhängig von der bundespolitischen
Debatte.
Experten und Pragmatiker der Suchthilfe
– auch in unionsregierten Bundeslän-
dern - sind sich längst einig, dass He-
roin für schwerstabhängige Suchtkran-
ke eine bessere Alternative als Metha-
don sein kann. Die CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion verweigert sich aber aus
ideologischen Gründen dieser Erkennt-
nis, weswegen München und sechs
andere Städte die Heroinabgabe aus
kommunalen Mitteln finanzieren müs-
sen. In den Koalitionsverhandlungen
konnten wir nun endlich durchsetzen,
dass Heroin an die entsprechenden Per-
sonen weiter verabreicht wird, ohne zeit-
liche Begrenzung. Das bedeutet für die
Betroffenen endlich einmal Sicherheit,
denn bisher mussten wir die Fortfüh-
rung alle 6 Monate neu verhandeln.

Lydia Dietrich

Heroin als Medikament
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Zwei große Reformprojekte Grü-
ner Schulpolitik haben Eingang
in den Bündnisvertrag gefunden:
Die Reformschule und die Inter-
nationale Schule.

Die Idee einer Reformschule  haben die
Grünen schon vor vier Jahren auf die
Tagesordnung gesetzt: Eine neue Schu-
le, die es schafft, die soziale Ungleich-
heit zu überwinden und allen Kindern
und Jugendlichen die Chance auf eine
möglichst individuelle Förderung bie-
tet (ausführlich dargestellt in der Mam-
ba Nr. 98).
Das Konzept war schnell entwickelt,
auch bald mit der SPD abgestimmt. Mit
dem Deutschen Jugendinstitut und der
LMU wurden Leitlinien erarbeitet.
Doch seit knapp zwei Jahren geht
nichts weiter. Erst hatte die SPD über
ein Jahr Diskussionsbedarf, dann war-
tete der Oberbürgermeister vergebens
auf einen Gesprächstermin bei Herrn
Schneider und dann nahte schon die
Landtagswahl und nichts ging mehr.
Jetzt haben wir dieses Ziel endlich im
Koalitionsvertrag festgeschrieben „Wir
wollen eine Reformschule in kommu-
naler Trägerschaft einrichten“. Zuerst
wird das Schulreferat die Möglichkei-
ten und Kosten eines Neubaus erar-
beiten, denn dieser wäre sicher ein bes-
serer Weg als eine bestehende Schule
umzuwandeln. Außerdem soll geprüft
werden, inwieweit die Stadt mit eine Stif-
tung zusammenarbeiten könnte, um

Kosten zu sparen. Im Herbst soll dann
endlich der Antrag für die Gründung
einer Reformschule beim Kultusminis-
terium gestellt werden - als öffentliche
Schule besonderer Art. Würde dies
abgelehnt, bliebe nur die Hilfskonstruk-
tion einer privaten Schule in öffentli-
cher Trägerschaft.
Auch der Plan für eine Internationale
Schule, vor drei Jahren von einer Grü-
nen Stadtversammlung beschlossen,
findet sich im Bündnisvertrag wieder:
„Das Bündnis sieht Mehrsprachigkeit
als positive Ressource an und ist der
Meinung, dass München als weltoffe-
ne und internationale Stadt eine prinzi-
piell für alle zugängliche Internationale
Schule benötigt, in der mehrsprachiger
Unterricht in Deutsch, Englisch sowie
in anderen Sprachen der größten Mig-
rantengruppen angeboten wird.“
Bisher gibt es in München nur die „Eu-
ropäische Schule“ mit mehreren Sprach-
abteilungen in Neuperlach, in die aber
fast ausschließlich Kinder von Ange-
hörigen des Europäischen Patentamts
aufgenommen werden, sowie die rela-
tiv weit von München entfernten eng-
lischsprachigen Schulen „Munich In-
ternational School“ (in Percha am Starn-
berger See) und „Bavarian Internatio-
nal School“ (in Haimhausen), die we-
gen des Schulgelds, das sich monat-
lich im vierstelligen Eurobereich be-
wegt, nur für wenige erschwinglich ist
– und seit ein paar Jahren zwei kleinere
Privatgrundschulen mit Deutsch und

NEUE SCHULEN BRAUCHT DIE STADT
Englisch als Unterrichtssprachen. Au-
ßerdem existieren eine Reihe von grie-
chischen sowie je eine japanische und
französische Schule. Es gibt jedoch
keine Schule, die den Kindern unab-
hängig vom Geldbeutel ihrer Eltern wirk-
liche Mehrsprachigkeit anbietet.
In Berlin dagegen existieren „Europa-
Schulen“ an 19 Grundschulen und 15
weiterführenden Schulen verschiede-
nen  Sprachkombinationen, z.B.
Deutsch-Englisch, Deutsch-Franzö-
sisch, Deutsch-Griechisch, Deutsch-
Türkisch u.v.a.,  in denen je zur Hälfte
in Deutsch und in der Partnersprache
unterrichtet wird.
Die Gründung einer Internationalen
Schule würde sowohl dem multikultu-
rellen Charakter Münchens als Einwan-
derungsstadt entsprechen als auch ei-
nen handfesten Standortnachteil im
Wettbewerb um internationale Unter-
nehmen und Arbeitskräfte beseitigen.
Damit würden auch die Chancen der
Mehrsprachigkeit sowohl für Kinder
mit deutscher wie mit nichtdeutscher
Muttersprache genutzt werden.
Wir werden in nächster Zeit die Ver-
waltung beauftragen, gemeinsam mit
der Fachöffentlichkeit ein Konzept zu
erarbeiten - damit München endlich
eine Internationale Schule in öffentli-
cher Trägerschaft bekommt.
.
Florian Roth
Sabine Krieger

3. STARTBAHN STATT 3. REFERAT
Ein Koalitionsvertrag ist kein
Wunschzettel. Deswegen stehen
Errungenschaften immer auch
„Kröten“ gegenüber, die es zu
schlucken gilt. Eine kleine Über-
sicht:

Das 3. ReferatDas 3. ReferatDas 3. ReferatDas 3. ReferatDas 3. Referat
Das erfreuliche Wachstum der Frakti-
on ließ sich leider nicht in ein Wachs-
tum auf der städtischen Referenten-
bank umsetzen - wenigstens nicht di-
rekt. Die Grünen hätten gerne das Vor-
schlagsrecht für ein 3. Referat gehabt -
es ist kein Geheimnis, dass wir das
Schulreferat bevorzugt hätten. Dies war

zwar nicht durchzusetzen, doch
immerhin konnte mit der SPD ein ge-
meinsames Vorschlagsrecht für das
Schulreferat ausgehandelt werden. Die
Suche nach geeigneten KandidatInnen
hat begonnen.

Die NaturschutzbehördeDie NaturschutzbehördeDie NaturschutzbehördeDie NaturschutzbehördeDie Naturschutzbehörde
Seit Jahren wünschen sich die Grünen,
die Unter Naturschutzbehörde oder
wenigstens Teile davon in das Referat
für Umweltschutz und Gesundheit zu
verlagern. Die Konstruktion, die voll-
ziehende Naturschutzbehörde zusam-
men mit der Stadtplanung  und der Bau-
genehmigungsbehörde in eine Verwal-

tungseinheit zu stecken, ist in Deutsch-
land eine rare Ausnahme.
In München scheint es aber zu den
wichtigsten Aufgabe der Unteren Na-
turschutzbehörde zu gehören, Bauge-
nehmigungen nicht zu verzögern. Da
ist es natürlich praktisch, alles unter ei-
nem Dach zu haben und sich nicht mit
anderen Referaten herumschlagen zu
müssen. Auch zu viel Personal im Na-
turschutz ist da nur hinderlich - und
wie schön, dass die wenigen Leute, die
man hat, auch für andere Aufgaben ein-
setzbar sind!
Immerhin soll der Naturschutz nun per-
sonell gestärkt werden - allerdings in
den alten Strukturen (s.a. S. 5).
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Die Eingabe der Begriffe „Gas“
und „SWM“ im Ratsinformations-
system der Landeshauptstadt
München offenbart Kurioses:
Nahezu alle Anträge zur Preis-
politik der Stadtwerke stammen
aus der Feder eines einzigen
CSU-Stadtrats, der in konsequen-
ter – um nicht zu sagen: stoischer
– Beharrlichkeit gegen vermeint-
lich explodierende Energie-
preise der städtischen Werke zu
Felde zieht.

Die Kritik verlässt meist den sachlichen
Rahmen und trägt mitunter kleinmüti-
ge Züge. Denn Fakt ist: Die Preise der
Stadtwerke bewegen sich in einem aus-
gewogenen Rahmen. Allein der Strom-
preisanstieg um gut 10 % seit 1996 liegt
in der Weitergabe der erhöhten Bezugs-

preise begründet. Der Preisanteil der
SWM ist im selben Zeitraum sogar um
15 % gefallen. Vor diesem Hintergrund
ist eher davor zu warnen, dass ein zu
niedriger Preis städtischer Werke den
Wettbewerb auf dem Energiemarkt ver-
zerren würde. Gerade vor dem Hinter-
grund von Energieverknappung und
Klimawandel würde ein falsch niedri-
ger Preis seine Lenkungswirkung ver-
fehlen, der Anreiz zu einem sparsame-
ren Umgang mit Strom und Gas aus-
bleiben.

Die Quadratur des KreisesDie Quadratur des KreisesDie Quadratur des KreisesDie Quadratur des KreisesDie Quadratur des Kreises
Die Preisgestaltung eines Unterneh-
mens der öffentlichen Hand ist ohnehin
eine besondere Gratwanderung. Theo-
retisches Ziel ist die sogenannte
„schwarze Null“. Das entspricht der

Quadratur des Kreises, bedeutet es
doch, dass ein Kommunalunternehmen
gerade soviel erwirtschaften darf, dass
seine Unkosten gedeckt sind, jedoch
kein Gewinn in der Bilanz auftaucht. In
der Praxis lässt sich das nur schwer um-
setzen. Und so entsteht die luxuriöse
wie groteske Situation, dass die Partei-
en im Münchner Rathaus darüber in
Streit geraten, ob die stattlichen Gewin-
ne der Münchner Stadtwerke (das ein-
zige städtische Unternehmen, das Ge-
winne erzielt) überhaupt von einem
Kommunalunternehmen erwirtschaftet
und wenn ja, ob sie zur Entlastung des
städtischen Haushalts genutzt werden
dürfen.
Ein weiterer politischer Streitpunkt ist
die Frage nach der Notwendigkeit wirt-
schaftlicher Betätigung des Staates
bzw. der Stadt. Eine vermeintlich wett-

DEMOKRATIE UND WETTBEWERB –
PASST DAS ZUSAMMEN?

Die 3. StartbahnDie 3. StartbahnDie 3. StartbahnDie 3. StartbahnDie 3. Startbahn
Über die 3. Startbahn ist mit der SPD
nicht zu reden – das war von Anfang
der Koalitionsgespräche an klar. Zu
sehr ist die Sozialdemokratie konserva-
tiven Wachstumsvorstellungen und –
strukturen verhaftet als dass man er-
warten könnte, sie würde sich den Plä-
nen des machtvollen Bündnisses aus

FMG, der Lufthansa und der Staatsre-
gierung widersetzen. Und daran wird
auch die neueste Flexibilität von Franz
Maget nichts ändern, der jetzt – weni-
ge Wochen vor der Landtagswahl – die
Startbahn noch mal „auf den Prüfstand
zu stellen“ verspricht.

Die Grünen sind dennoch mit der For-
derung in die Verhandlungen gegan-
gen, auf die 3. Startbahn zu verzichten,
aber wie erwartet an eine Betonwand
gestoßen. Noch im Mai haben wir dann
die vom Wuppertal-Institut veröffent-
lichte „Luftverkehrsstudie 2007: Im
Steigflug in die Klimakatastrophe“ zum
Anlass genommen, erneut die Wachs-
tumsziele des Flughafens in Frage zu

stellen.
Die Studie weist nach,
dass die klimaschädli-
chen Auswirkungen des
Luftverkehrs bisher un-
terschätzt worden sind.
Nicht 2 - 3 %, wie von of-
fizieller Seite stets be-
hauptet, sondern annä-
hernd 8 % der Klimalas-
ten Deutschlands wer-
den vom Flugverkehr
produziert – eine Ten-
denz, die sich durch die

hohen Wachstumsraten noch verstär-
ken wird. Gegenstand unseres Antrags
ist die Aufforderung darzustellen, wel-
che Konsequenzen sich für die Klima-
schutzziele der Stadt und die Wachs-
tumsziele des Flughafens München
ergeben - übrigens die mit Abstand

größte einzelne Klimaschadquelle in
Bayern

Der StraßenbauDer StraßenbauDer StraßenbauDer StraßenbauDer Straßenbau
Ähnlich wie bei der 3. Startbahn ist die
SPD auch bei einigen Straßenbaupro-
jekten festgelegt - ein für alle mal, wie
es scheint. In der Frage des Durchstichs
der Stäblistraße in Forstenried hat die
SPD-Fraktion vor einigen Jahren schon
einmal eine 180°-Wende vollzogen und
sich dem  vermeintlichen Willen des Vol-
kes vor Ort gebeugt. Jetzt kämpft sie
vehement pro Durchstich, daran kön-
nen auch überproportionale Stimmen-
verluste im Stadtviertel nichts ändern.
Auch die Südanbindung Perlach und
der Ausbau des Föhringer Rings sind
Straßenbauten, deren Realisierung
mittlerweile nicht nur von verkehrspo-
litischen, sondern auch von taktischen
Überlegungen gefördert wird: Man will
halt nicht als „Umfaller“ dastehen und
glaubt, dem automobilkritischen Kurs
der Grünen etwas entegensetzen zu
müssen.
So blieb nichts anderes übrig, als im
Bündnispapier „Dissens“ festzustellen.

Markus Viellvoye

ÖFFENTLICHE UNTERNEHMENÖFFENTLICHE UNTERNEHMENÖFFENTLICHE UNTERNEHMENÖFFENTLICHE UNTERNEHMENÖFFENTLICHE UNTERNEHMEN
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bewerbsfreundliche Position ist es, den
Auftrag zur kommunalen Daseinsvor-
sorge, also der städtischen Pflicht zur
Bereitstellung lebensnotwendiger
Grundgüter des alltäglichen Bedarfs,
sehr eng zu fassen. Dieser Logik fol-
gend wird die Sinnhaftigkeit etwa von
Kliniken und Bestattungsunternehmen
in städtischer Hand bestritten und der
Wettbewerb als Argument ins Feld ge-
führt. Genau besehen ist Wettbewerb
jedoch erst durch die städtische Betä-
tigung in diesen „Geschäftsfeldern“
möglich. Ohne den städtischen Bestat-
tungsdienst etwa wäre der einzige pri-
vate Mitbewerber in München konkur-
renzlos, es käme zur Monopolstellung
und einer alleinigen Preisgestaltung
durch eben diesen einen Anbieter. Das
städtische Unternehmen erfüllt hier also
auch die Aufgabe, Wettbewerb sicher-
zustellen. So verwundert es nicht, dass
mittlerweile sogar die Münchner Um-
landgemeinden dieses Angebot in An-
spruch nehmen.

Alle Patienten haben einAlle Patienten haben einAlle Patienten haben einAlle Patienten haben einAlle Patienten haben ein
Recht auf VRecht auf VRecht auf VRecht auf VRecht auf Versorgungersorgungersorgungersorgungersorgung

Bleibt man beim Beispiel der städtischen
Kliniken, greift das Argument des
Wettbewerbs ebenfalls zu kurz. Die fünf
städtischen Kliniken sind allesamt Häu-
ser der maximalen Versorgungsstufe.
D.h. sie versorgen auch Patienten, de-
ren Versorgung schlecht oder nicht
kostendeckend vergütet wird, wie z.B.
Patienten mit chronisch-internistischen
Erkrankungen, zeitintensiven Behand-
lungen oder häufigen und langen Kran-
kenhausaufenthalten.
Die Notwendigkeit der Versorgung die-
ser Patientengruppen sollte fernab
ökonomischer Überlegungen unbe-
stritten sein. Von privaten Kliniken wird
sie jedoch nicht geleistet, denn diese
ziehen sich meist auf wenige, dafür lu-
krative Therapieangebote zurück. Das
ist legitim und sogar im Sinne einer
guten Patientenversorgung, gewähr-
leistet doch in der Regel größere Spezi-
alisierung auch ein höheres Maß an
Behandlungsqualität. Allerdings kann
die logische Schlussfolgerung aus die-
ser Situation nicht sein, dass sich städ-
tische Häuser nur auf defizitäre Behand-
lungsbereiche zurückziehen. Sie müs-
sen das Recht haben, ebenfalls wirt-
schaftlich rentable Leistungen anzubie-
ten, um am Jahresende eine halbwegs

ausgeglichene Gesamtbilanz vorweisen
zu können.

Gewinne sind kein PrivilegGewinne sind kein PrivilegGewinne sind kein PrivilegGewinne sind kein PrivilegGewinne sind kein Privileg
der Privatwirtschaftder Privatwirtschaftder Privatwirtschaftder Privatwirtschaftder Privatwirtschaft

Die genannten Beispiele sind geeignet,
wirtschaftliches Engagement städti-
scher Unternehmen in privater Rechts-
form (also als Aktiengesellschaft oder
GmbH) zu rechtfertigen. Auch die Ge-
winnerzielung der Stadtwerke, die dem
städtischen Haushalt zugeführt und
damit für städtische Aufgaben verwen-
det wird, ist nicht illegitim, sondern viel-
mehr zu einem erheblichen Teil mitver-
antwortlich für das gut ausgebaute
Netz an sozialer Infrastruktur in Mün-
chen.
Schwierig wird es, wenn Kommunalun-
ternehmen in den Wettbewerb eingrei-
fen und Verzerrungen hervorrufen,
wenn sie sich vom Zweck der kommu-
nalen Daseinsvorsorge verabschieden,
die Beteiligungsstruktur unüberschau-
bar und die Informationspolitik intrans-
parent wird. Die Bedenken hinsichtlich
einer Wettbewerbsverzerrung können
– wie oben ausgeführt – weitestgehend
zerstreut werden. Vor dem Hintergrund
der Debatte um die Gehaltshöhe der
SWM-Geschäftsführer muss jedoch
Bestrebungen vorgebeugt werden,
Kommunalunternehmen in ihrer Ge-
schäftstätigkeit ausschließlich mit Pri-
vatunternehmen gleichzusetzen.
Unternehmen in kommunaler Hand un-
terliegen eben einem besonders hohen
Maß an gesellschaftlicher Verantwor-
tung. Deshalb sind Gehälter ihrer Spit-
zenmanager auch nicht mit denen ei-
nes DAX-Unternehmens vergleichbar.
Genauso wenig dürfen Wettbewerbs-
kriterien als Argument gegen soziale
und ökologische Zielsetzungen, die für
ein städtisches Unternehmen in beson-
derem Maße gelten müssen, aufgewo-
gen werden. Man kann nicht einerseits
bei der Auswahl der Unternehmensfüh-
rung nach parteipolitischen Kriterien
entscheiden und andererseits bei den
Geschäftszielen politische Kriterien
außen vor lassen. Würde man beides
voneinander entkoppeln, wäre der
Zweck der kommunalen Daseinsvor-
sorge nicht mehr gegeben und damit
auch nicht mehr die Daseinsberechti-
gung eines Kommunalunternehmens.
Ein Manko ist außerdem die mitunter
sehr verwirrende Beteiligungsstruktur

der städtischen Unternehmen.
Mittlerweile besteht eine Vielzahl an
Tochterunternehmen, an denen die 31
Gesellschaften mit städtischer Beteili-
gung zu unterschiedlichen Prozentsät-
zen beteiligt sind und die teilweise Aus-
gründungen mehrerer Muttergesell-
schaften gleichzeitig sind. Hier wäre es
nötig, den Einfluss der Stadt als demo-
kratisch legitimierter Gesellschafter kla-
rer abzubilden, damit er nicht verwäs-
sert wird. Dass diese Kompetenzver-
schränkungen zu Problemen führen, hat
in der jüngeren Vergangenheit eine
unzulässige Querfinanzierung der
Olympiaparkgesellschaft durch die
Stadtwerke verdeutlicht, die über einen
privaten Drittanbieter abgewickelt wur-
de. Durch transparentere Geschäftspo-
litik und -strukturen hätte sie wahr-
scheinlich verhindert werden können.

Florian Vogel

Die wichtigsten
Beteiligungen der Stadt

Stadtwerke GmbH 100% städtisch
mit zahlreichen Töchtern (s. dazu die
Mamba Nr. 95), darunter die MVG
(100 %);
MVV - Münchner Verkehrs- und Ta-
rifverbund 35, 71 %;
Städtisches Klinikum München
GmbH 100 %;
Flughafen München GmbH 23 % mit
zahlreichen Töchtern;
Messe München GmbH 49,9 %;
ARGE Arbeitsgemeinschaft für Be-
schäftigung GmbH 50 %;
Olympiapark GmbH 100 %;
Tierpark Hellabrunn AG 93,3 %;
Gasteig München GmbH (100 %);
Bewerbungsgesellschaft München
2018 GmbH 30 %;
GWG (Gemeinnützige Wohnstätten-
und Siedlungsgemeinschaft) 100 %;
MGS (Münchner Gesellschaft für
Stadterneuerung) 94 %;
Gewofag (Gemeinnützige Wohnungs-
fürsorge AG) 92,33 %;
München Stift GmbH 100 %;
Münchner Volkshochschule GmbH
100 %;
Deutsches Theater Betriebsg. mbH
95,42 % und Grund- und Hausbesitz
GmbH 100 %;
Pasinger Fabrik GmbH 100 %;
Münchner Volkstheater GmbH, 100 %.

ÖFFENTLICHE UNTERNEHMENÖFFENTLICHE UNTERNEHMENÖFFENTLICHE UNTERNEHMENÖFFENTLICHE UNTERNEHMENÖFFENTLICHE UNTERNEHMEN
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Bounty Killer, eigentlich Rodney
Price, jamaikanischer Dance-
hallmusiker hat mit seinen
homophoben Texten, sogenann-
ten Battyman-Tunes, schon wie-
derholt für Proteste gesorgt. Vor
einigen Wochen sorgte  ein
Bountykiller-Konzert im Backsta-
ge für heftige Unruhe.

Ein weiterer Reggae- und Dancehallmu-
siker, Sizzla, ebenfalls aus Jamaika hat-
te im Mai einen Auftritt im Backstage,
auch in seinen Stücken sind seit Jah-
ren menschenverachtende Texte ent-
halten: Hasspropaganda gegen Homo-
sexuelle, bis hin zu Gewaltaufrufen.
 In anderen europäischen Städten wur-
den Konzerte von Bounty Killer und
Sizzla abgesagt, sogar die Einreise wur-
de ihnen verweigert. In Berlin versuch-
te Volker Beck ein Einreiseverbot zu er-
reichen, der Lesben- und Schwulenver-
band in Deutschland (LSVD) hat Straf-
anzeige wegen Volksverhetzung ge-
stellt.
In Jamaika ist Homophobie leider nichts
Ungewöhnliches. Selbst Parteien ha-
ben sie in ihrem Repertoire: die Jamaica
Labour Party verwendete im Wahl-
kampf 2001 Songs, in denen die Ermor-
dung und Verbrennung von Schwulen
gefeiert wird. Lesben und Schwule le-
ben im Untergrund und befinden sich
spätestens nach einem Coming Out in
Lebensgefahr.
Allerdings gibt es aus der Raggae Sze-
ne auch positive Signale. So haben sich
andere Künstler ausdrücklich von der
Intoleranz gegenüber Homosexuellen
distanziert und sie verurteilt. In einem
Abkommen, dem „ Reggae Compassi-
on Act“ haben sich Reggae- und
Dancehall- Sänger verpflichtet, jegliche
Hetze zu unterlassen.
Das Konzert von Bounty Killer führte
im Stadtrat zu einer Anfrage an das
Kreisverwaltungsreferat, ob und wel-
che Möglichkeiten bestehen, solche
Konzerte zu verbieten. Die lapidare
Antwort: Nach der Erklärung des
Künstlers, auf solche Texte zu verzich-
ten, stehe der Auftritt unter dem Schutz
des Art 5 GG und sei daher nicht zu
verhindern – so einfach ist das!

Dabei hätte ein Blick ins Grundgesetz
genügt um festzustellen, dass die
Kunstfreiheit zwar keine ausdrückli-
chen Gewährleistungsschranken ent-
hält, das Freiheitsrecht aber keines-
wegs schrankenlos gewährt wird. Die
Grenzen der Kunstfreiheit ergeben sich
aus der Verfassung selbst, sie sind in
Abwägung mit anderen verfassungs-
rechtlich geschützten Rechtswerten zu
bestimmen.

Kann VKann VKann VKann VKann Volksverhetzungolksverhetzungolksverhetzungolksverhetzungolksverhetzung
Kunst sein?Kunst sein?Kunst sein?Kunst sein?Kunst sein?

Die Frage ob die Menschenwürde ver-
letzt wird bei Texten, in denen dazu auf-
gefordert wird: „Verbrennt die Männer,
die Sex mit Männern haben“ , beant-
wortet sich wohl aus dem Zitat selbst.
Kann man ernsthaft darüber diskutie-
ren, ob die Verbreitung von Hass ge-

genüber Homosexuellen Kunst ist?
Man muss sich ein Neonazikonzert in
einer Halle in München vorstellen: Es
gäbe wohl kaum jemand, der den men-
schenverachtenden Charakter der Tex-
te abstreiten und den Kunstbegriff zur
Rechtfertigung bemühen würde.
Die Debatte um Bounty-Killer und Sizz-
la zeigt, dass  Hetze gegen Lesben und
Schwule immer noch verharmlost und
relativiert wird. So wurde auch argu-
mentiert, dass die Texte nicht richtig
übersetzt worden seien. Ein wenig Re-
cherche im Internet hätte ausgereicht
um zu erkennen, dass beide Musiker
wegen ihrer Homophobie international
bekannt sind.

Mit den beiden Auftritten ist die De-
batte noch nicht beendet. Es geht ja
nicht einfach um Konzerte, sondern
vielmehr um die Musik die vollgespickt
ist mit menschenverachtenden, gewalt-
verherrlichten Texten. Und dies be-
schränkt sich weder auf die Reggae-
und Dancehallszene noch auf Homo-
sexuelle als Opfer dieser Diskriminie-
rungen. Auch Bushido hat einen Song
zurückziehen müssen, in dem er „Tun-
ten vergasen“ wollte. Seine homopho-
ben Aussagen sind allgemein bekannt.
Darüber hinaus schätzt die Bundes-
prüfstelle für jugendgefährdende Me-
dien einzelne Lieder Bushidos, der in
der jüngsten Vergangenheit mit Musik-
preisen überhäuft wurde, als jugend-
gefährdend ein. Eine ähnliche Entwick-
lung bahnt sich in der Gangsta- und
Porno Rapper Szene an. Abgesehen
von Songs mit sexistischen und frau-
enverachtenden Passagen wird in man-
chen Texten Gewalt gegenüber Mäd-
chen und Frauen propagiert.

Woher kommt der Erfolg?Woher kommt der Erfolg?Woher kommt der Erfolg?Woher kommt der Erfolg?Woher kommt der Erfolg?
Allerdings sind sowohl die Musiker der
Reggae- und Dancehallszene als auch
die Gangsta- und Pornorapper zur Zeit
insbesondere bei Jugendlichen sehr
erfolgreich.Was also tun? Es geht nicht
darum, Jugendliche zu verurteilen, die
diese Musik hören und mögen, es geht
auch nicht darum, einzelnen Veranstal-
tern den Schwarzen Peter zuzuschieben
- obwohl es durchaus in ihre Verant-
wortung fällt zu entscheiden, wen  sie
in ihren Räumen auftreten lassen und
wen nicht. Darüber hinaus muss doch
ernsthaft darüber nachgedacht und
diskutiert werden, wie es gelingen kann,
dass diese Form der Musik nicht den
Erfolg hat, den sie zur Zeit verbucht.
In diesem Zusammenhang muss natür-
lich auch über Verbote von Konzerten
und CD‘s diskutiert werden, wesent-
lich ist es aber, mit Veranstaltern, Ju-
gendamt, Jugendlichen und Politik ins
Gespräch zu kommen.
Und genau dies werden wir auch an-
schieben!

Lydia Dietrich

BOUNTY KILLER UND DIE
KUNSTFREIHEIT

KUNSTFREIHEITKUNSTFREIHEITKUNSTFREIHEITKUNSTFREIHEITKUNSTFREIHEIT
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Der öffentliche Raum in München
ist voll mit Denkmälern wittels-
bachischer Monarchen – beson-
ders an der platzbeherrschen-
den Residenz und an der
Ludwigs- und Maximilianstraße.
Und das historisch geschulte
Auge erkennt auch die Bauwer-
ke des Nationalsozialismus in
München.

Könnte neben all den „undemokratisch
besetzten“ Plätzen nicht auch der De-
mokratie ein Denkmal gesetzt werden?
Ein Kunstwerk, das sich der demokra-
tischen Stadtgeschichte während der
Weimarer Zeit und nach 1945 widmen
sollte? Das war der treibende Gedanke,
als ich vor zwei Jahren den Antrag auf
Errichtung eines „Denkmals für
Demokratie“stellte.
Der Antragesführte zu einem denkwür-
digen Beschluss. Nachdem die CSU ein
„Denkmal für die Wiederaufbaugene-
ration“ gefordert hatte, Rot-Grün aber
ein von der historischen Frage nach den
Ursachen der Zerstörung  losgelöstes
Denkmal ablehnte,  kam man nach län-
gerer Debatte überein, alle Ideen zusam-
menzufügen – und ein Denkmal für die
demokratische Entwicklung Münchens
anzuregen. Dafür wurden 750.000 •  be-
reitgestellt und eine Jury mit externen
Fachberatern und Vertretern aller Frak-
tionen eingesetzt.

Kein Denkmal, sondernKein Denkmal, sondernKein Denkmal, sondernKein Denkmal, sondernKein Denkmal, sondern
ein Kunstwerkein Kunstwerkein Kunstwerkein Kunstwerkein Kunstwerk

Doch bereits in der ersten Sitzung wur-
de deutlich, dass die Jurymitglieder den
Begriff „Denkmal“ im Zusammenhang
mit Demokratie nicht akzeptieren woll-
ten: Die Demokratie vertrage den Denk-
malsbegriff nicht, und ein als dauerhaf-
tes Kunstwerk verwirklichtes Denkmal
würde der Vielfalt und der ständigen
Veränderung von Demokratie nicht ge-
recht. Nach längeren Debatten einigte
sich die Jury darauf, ein Kunstwerk an-
zustreben und den Denkmalsbegriff
fallen zu lassen. Der Odeonsplatz mit
Feldherrnhalle, Residenz und seiner NS-
Vergangenheit wurde als idealer Stand-
ort für eine demokratische Interventi-

on im öffentlichen Raum angesehen.
Entsprechend wurde vom Baureferat
auch eine Machbarkeitsstudie erstellt.
Im Dezember 2007 kamen ca. 180 Per-
sonen zu einem ganztägigen Symposi-
um um die Frage des Verhältnisses von
Kunst und Demokratie zu diskutieren.
Die Meinungen, ob ein solches Kunst-
werk in München sinnvoll wäre, klaff-
ten weit auseinander –  Befürworter
und Gegner dürften sich aber in etwa
die Waage gehalten haben. Als Ergeb-
nis konnte festgehalten werden, dass
ein solches Kunstwerk in der Lage sein
müsste, etwas zur Gefährdung von De-
mokratie auszusagen, es müsste im de-
mokratischen Diskurs mit der Stadtge-
sellschaft entstehen – und es müsste
explizit eine demokratische Besetzung
des öffentlichen Raumes darstellen.

Die SachverständigenDie SachverständigenDie SachverständigenDie SachverständigenDie Sachverständigen
wollen nichtwollen nichtwollen nichtwollen nichtwollen nicht

Doch auch danach gingen die Diskus-
sionen in der Jury weiter, als ob es kei-
ne Fortschritte bei der Definition eines
solchen Kunstwerkes gegeben hätte.
Einzelne kunstsachverständige Juroren
wollten lieber Veranstaltungsreihen
zum Thema Demokratie, andere woll-
ten auf keinen Fall ein permanentes
Kunstwerk. Obwohl die Jury gut vor-
angekommen war, drehten sich die Sit-
zungen vor allem wegen der permanent
vorgetragenen Bedenken einiger Fach-
juroren im Kreis. In der letzten Jurysit-
zung am 10. 6. 2008 versteifte sich der
Widerstand einiger Fachjuroren noch-
mals. Wieder konnte  kein Text für die
Ausschreibung formuliert werden.

Benker will auch nicht mehrBenker will auch nicht mehrBenker will auch nicht mehrBenker will auch nicht mehrBenker will auch nicht mehr
An dieser Stelle sah ich mich zu mei-
nem Bedauern gezwungen, diesem
Trauerspiel ein Ende zu bereiten. Es
ergibt keinen Sinn, ein Projekt gegen
die Mehrheit der Sachverständigen
durchzuboxen. Und es muss auch kein
Geld für ein Kunstwerk ausgegeben
werden, dass schon in der Vorbereitung
der Ausschreibung stecken bleibt –
und dem dann alle Schwächen der Aus-
schreibung anzusehen sein werden.  Ich

beantragte daher, die Jury wegen des
fortdauernden Widerstandes eines
Teils ihrer Mitglieder aufzulösen, die
Mittel für Kunst im öffentlichen Raum
zu binden und sie anderweitig für das
Thema Demokratie zur Verfügung zu
stellen. In einer turbulenten  Abstim-
mung nahm die  Jury diesen Antrag
mehrheitlich an.
Die Idee eines Kunstwerks für Demo-
kratie konnte vor allem deswegen nicht
verwirklicht werden, weil ein Teil der
Fachjuroren mit der Umsetzung des
Demokratiebegriffes in Kunst nichts
anzufangen wusste. Der Begriff war
ihnen zu abstrakt um ihn in einem
Kunstwerk zu bearbeiten. Ganz unmög-
lich war es, eine „Auftragsarbeit“ zur
demokratischen Geschichte Münchens
überhaupt ernsthaft in Erwägung zu
ziehen, weil dies als Bevormundung der
Künstler (noch dazu durch die Politik!)
strikt abgelehnt wurde. So wurde die
Debatte immer auch von der Frage be-
stimmt, ob Demokratie Kunstwerke be-
auftragen und vorschreiben kann. Die
Vorbehalte gingen bis hin zu der Be-
fürchtung, dass die Politiker sich selbst
huldigen wollen.
So kam die Demokratie wieder nicht zum
Kunstwerk. Für den Stadtrat bleibt die
Frage offen, ob er  den Mut aufbringt,
auch einmal einen klaren Auftrag für
ein Kunstprojekt zu vergeben – oder
ob politische Wünsche  und Absich-
ten sich in Aufträgen nicht wiederfin-
den dürfen. Die Kunst soll frei sein –
die Politik aber eigentlich auch.
Die Mittel für das Demokratieprojekt
werden nach Absprache mit dem Kul-
turreferat in Veranstaltungen und Ver-
öffentlichungen zum Thema Demokra-
tie gehen. Das ist sinnvoll, denn wir
begehen 2009 doch 60 Jahre Grundge-
setz und 20 Jahre Fall der Mauer. Au-
ßerdem gilt es, einige Lücken in der Er-
forschung der demokratischen Stadt-
geschichte zu schließen: Eine historisch
fundierte Veröffentlichung zur Revolu-
tion in München 1918/19 steht ebenso
aus, wie eine Darstellung der öffentli-
chen Proteste nach 1945.

Siegfried Benker

Denkmal für Demokratie wird nicht kommenDenkmal für Demokratie wird nicht kommenDenkmal für Demokratie wird nicht kommenDenkmal für Demokratie wird nicht kommenDenkmal für Demokratie wird nicht kommen
KUNST.DEMOKRATIE: NEIN!

KUNSTFREIHEITKUNSTFREIHEITKUNSTFREIHEITKUNSTFREIHEITKUNSTFREIHEIT
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WER MACHT WAS IN DER NEUEN
STADTRATSFRAKTION?

Die Besetzung der Die Besetzung der Die Besetzung der Die Besetzung der Die Besetzung der Ausschüsse und einiger anderer wichtiger GremienAusschüsse und einiger anderer wichtiger GremienAusschüsse und einiger anderer wichtiger GremienAusschüsse und einiger anderer wichtiger GremienAusschüsse und einiger anderer wichtiger Gremien
Hep Monatzeder

3. Bürgermeister, Vorsitz im Finanz-
ausschuss, Kreisverwaltungsaus-
schuss, Umweltausschuss, Gesund-
heitsausschuss.
Aufsichtsrat Gasteig Gmbh, Deut-
sches Theater, Pasinger Fabrik.

Siegfried Benker

Fraktionsvorsitz, Ältestenrat, Kreis-
verwaltungsausschuss, Sozialaus-
schuss, Kulturausschuss. Korrefe-
rent des Sozialreferats.
Aufsichtsrat München Stift GmbH,
Münchner Volkstheater und Pasin-
ger Fabrik.

Boris Schwartz

stellvertretender  Fraktionsvorsitz,
Finanzausschuss, Rechnungsprü-
fungsausschuss, Planungsaus-
schuss.
Aufsichtsrat Olympiapark GmbH,
Stadtsparkasse, München Ticket,
Bayerischer Städtetag..

Paul Bickelbacher

Planungsausschuss, Bauaus-
schuss, Ausschuss für Arbeit und
Wirtschaft.
Aufsichtsrat MVG, Vollversammlung
Deutscher Städtetag.

Gülseren Demirel

Sozialausschuss, Kinder- und Ju-
gendhilfeausschuss, Kommunal-
ausschuss.
Verwaltungsbeirat JVA Stadelheim,
Bayerischer Städtetag.

Jutta Koller

Sozialausschuss, Kinder- und Ju-
gendhilfeausschuss, Schulaus-
schuss.
Aufsichtsrat Olympiapark GmbH,
MGS (Münchner Gesellschaft für
Stadterneuerung), GWG (Gemein-
nützige Wohnstätten- und Sied-
lungsgemeinschaft).

Sabine Nallinger

Bauausschuss, Kreisverwaltungs-
ausschuss, Umweltschutzaus-
schuss. Korreferentin im Baureferat.
Aufsichtsrat Gewofag (Gemeinnüt-
zige Wohnungsfürsorge AG), Mes-
se München GmbH, Vollversamm-
lung Bayerischer Städtetag.

Thomas Niederbühl

Kulturausschuss, Verwaltungs-
und Personalausschuss.
Aufsichtsrat Deutsches Theater

Sabine Krieger

Umweltschutzausschuss, Pla-
nungsausschuss, Schulausschuss.
Aufsichtsrat Stadtwerke München
GmbH.

Lydia Dietrich

Fraktionsvorsitz, Ältestenrat, Aus-
schuss für Arbeit und Wirtschaft,
Gesundheitsausschuss, Kommunal-
ausschuss, Vorsitzende der städti-
schen Gleichstellungskommission.
Aufsichtsrat Städtisches Klinikum,
Bayerischer Städtetag.

WIR ÜBER UNSWIR ÜBER UNSWIR ÜBER UNSWIR ÜBER UNSWIR ÜBER UNS
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Florian Roth

Schulausschuss, Kulturausschuss,
Verwaltungs- und Personalaus-
schuss.
Aufsichtsrat Münchner Volkshoch-
schule, Gasteig, Portal München.

Florian Vogel

Ausschuss für Arbeit und Wirt-
schaft, Finanzausschuss, Gesund-
heitsausschuss.
Aufsichtsrat Tierpark Hellabrunn

DIE MITARBEITER

Sabine Gehring

Referentin für Umweltschutz und
Gesundheitspolitik (bis 1.4.09 in
Mutterschutz/Elternzeit).

Alexandra Weiss

Referentin für Verkehrspolitik, Stadt-
planung und Wohnungsbau.

Markus Viellvoye

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Herrad Meese

Referentin für Bildung und
Migration

Tassia Fouki

Geschäftsführerin

Lena Schmid Noerr

29 Jahre,studierte Amerikanistin, ist
neu im grün-rosa Rathausteam, das
sie als Referentin für Sozialpolitik
und Genderfragen verstärken wird.

Ausschussübersicht:
Arbeit und Wirtschaft:
Florian Vogel, Lydia Dietrich, Paul Bickelbacher.
Bau: Paul Bickelbacher, Sabine Nallinger.
Finanzen:  Boris Schwartz, Florian Vogel.
Gesundheit: Florian Vogel, Lydia Dietrich.
Kinder- und Jugendhilfe: Gülseren Demirel, Jutta Koller.
Kommunalausschuss:  Gülseren Demirel, Lydia Dietrich.
Kreisverwaltung: Sabine Nallinger, Siegfried Benker.

Kultur: Florian Roth., Thomas Niederbühl, Siegfried Benker.
Planung: Boris Schwartz , Paul Bickelbacher , Sabine Krieger.
Rechnungsprüfung: Boris Schwartz
Schule und Sport: Florian Roth, Jutta Koller, Sabine Krieger.
Soziales: Gülseren Demirel, Jutta Koller, Siegfried Benker.
Umweltschutz: Sabine Krieger, Sabine Nallinger
Verwaltung- und Personal:
Florian Roth, Thomas Niederbühl.
Ältestenrat: Lydia Dietrich, Siegfried Benker.

WIR ÜBER UNSWIR ÜBER UNSWIR ÜBER UNSWIR ÜBER UNSWIR ÜBER UNS
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Stadtratsfraktion
Bündnis 90/Die Grünen - rosa liste
Tel.: (089) 233 92 620
Fax: 089 233 92 684
presse@gruene-muenchen-
stadtrat.de
www.gruene-muenchen-stadtrat.de

Fraktionsvorsitzende:
Siegfried Benker
siegfried.benker@muenchen.de
Lydia Dietrich
lydia.dietrich@muenchen.de

Büro 3. Bürgermeister
Hep Monatzeder
Tel. 233 92 482
Büroleitung:
Dr. Sylvia Franzl
www.hep-monatzeder.de

Grünes Stadtbüro:
(täglich von 15-18 Uhr)
Sendlingerstr. 47, 80331 München
Tel.: 201 44 88
Fax: 202 18 14
stadtbuero@gruene-muenchen.de
www.gruenemuenchen.de

Stadtvorsitzende:
Uwe Kramm
uwe.kramm@gruene-muenchen.de
Anke Wittmann
Anke_Wittmann@gmx.de

Grüne Jugend München:
Tel.: 211 597 20
Eva Schlör
eva.schloer@gmx.de
Jakob Hahn
jakob.hahn.muc@googlemail.com

GRÜNE ANLAUFSTELLEN:

Inhaber und Verleger:
Stadtratsfraktion Bündnis 90/
Die Grünen-rosa liste
Marienplatz 8, 80331 München
Redaktion: Markus Viellvoye (verantwortl.),
Alexandra Weiß,  Tassia Fouki,

Sabine Gehring, Herrad Meese.
Die Zeitung ist für Mitglieder der Münchner
Grünen kostenlos. Einzelpreis: 2 Euro

Druck: ulenspiegel druck gmbh
Birkenstr. 3,  82346 Andechs.

In weiten Teilen des Münchner Stadt-
gebietes gilt die Baumschutzverord-
nung. Geschützt sind:

Bäume mit einem Stammumfang
> 80cm in 1m Höhe

mehrstämmige Gehölze, wenn
mindestens ein Stamm einen Umfang
von > 40 cm oder mehr erreicht

die Ersatzpflanzungen, auch
wenn sie noch nicht die vorgeschrie-
bene Größenordnung erreichen
Ausgenommen sind Obstgehölze, au-
ßer Walnuss, Holzbirne, Holunder und
Hasel .
Die geschützten Bäume dürfen nicht
gefällt, geschädigt oder zerstört wer-
den. Wer einen Baum fällen will, braucht
eine Genehmigung der Unteren Natur-
schutzbehörde, die häufig Ersatzpflan-
zungen vorschreibt.
Soweit die schöne Theorie. Die Praxis
sieht anders aus. Trotz Baumschutzver-
ordnung  sind große Stadtbäume sehr
häufig nicht zu retten, weshalb in der
Stadtratsfraktion Die Grünen – rosa liste
(und auch bei den Naturschutzverbän-

den) die Telefone heißlaufen. Die häu-
figsten Gründe für Fällgenehmigungen
sind:

Wenn eine Baugenehmigung
vorliegt, greift die Baumschutzverord-
nung nicht (Baurecht bricht Baum-
schutz). Zwar gilt beim Bauen das sog.
Minimierungsgebot, in der Realität ge-
schieht es aber höchst selten, dass ein
Gebäude umgeplant wird, um einen
Baum zu erhalten. Dass die Untere Na-
turschutzbehörde quasi eine Unterab-
teilung der Baugenehmigungsbehörde
ist, schwächt zusätzlich eine eigenstän-
dige Position des Baumschutzes.

Werden Bauwerke durch einen
Baum geschädigt, wird die Fällung
ebenfalls genehmigt und zwar egal, ob
es sich um ein Wohnhaus handelt oder
um eine windige Garage, die für das glei-
che Geld, das die Baumfällung kostet,
saniert bzw. wieder aufgebaut werden
könnte. Hier fehlt eine Abwägung, die
dem Wert des Baumes Rechnung trägt.

Die Fällung von geschädigten
Bäumen wird sehr häufig genehmigt,

denn wenn ein Eigentümer die Schädi-
gung (und die Gefahr) des Baumes
nachweist und die Behörde die Fällung
nicht genehmigt, haftet die Stadt. Bei
der Beurteilung, ob der geschädigte
Baum ein Gefahrenbaum ist, und ob
durch Baumpflegemaßnahmen der
Baum erhalten werden könnte, heißt es
nach unseren Erfahrungen aufgrund
des Haftungsrisikos „im Zweifel gegen
den Baum“.  Wenn man es darauf an-
legt, kann man bei jedem älteren Baum
eine „gefährliche“ Schädigung nach-
weisen (siehe Riemerschmid-Villa).
Problematisch ist, dass nur der Baum-
eigentümer die Fällgenehmigung an-
fechten kann. Naturschutzverbände
oder betroffene Nachbarn haben kein
Klagerecht, selbst wenn die Abwä-
gung, die zur Genehmigung führte,
falsch sein sollte. Dazu kommt, dass die
Naturschutzbehörde personell unter-

besetzt ist und die Sachbearbeiter nicht
die Zeit haben, die einzelnen Fälle ein-
gehend zu prüfen.
Ziel der grünen Rathauspolitik ist es,
dass zukünftig im Zweifel für den Baum
entschieden wird. Dazu gehören genau-
ere Untersuchungen bei geschädigten
Bäumen (nicht jeder geschädigte Baum
kracht gleich zusammen genau wie
nicht jeder Mensch über 60 kurz vor
dem Ableben steht) und der Vorrang
von Pflegemaßnahmen vor der Fällung.
Der nächste Schritt ist ein - schon von
den Grünen-rosa liste beantragtes -
Stadtratshearing zu dem Thema .

Alexandra Weiss

MÜNCHNER BAUMSCHUTZVERORDNUNG -
LIZENZ ZUM HOLZEN?

Auch die Schwarzpappel am Zwin-
gereck ist wohl nicht zu retten.

LETZTE SEITELETZTE SEITELETZTE SEITELETZTE SEITELETZTE SEITE
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